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EIGNUNGSPRÜFUNG 

 

Verordnung der Bundesministerin für Bildung über die Aufnahms- und Eignungsprüfungen an den 

Bildungsanstalten für Elementarpädagogik und an den Bildungsanstalten für Sozialpädagogik 

(einschließlich der Kollegs) (BGBl. II Nr. 114/2017 vom 20.04.2017) 

 

Umfang der Eignungsprüfungen 

§4. Die Eignungsprüfung an den Bildungsanstalten für Elementarpädagogik, den Bildungsanstalten für 

Sozialpädagogik, den Kollegs für Elementarpädagogik und den Kollegs für Sozialpädagogik hat eine 

praktische Prüfung zu umfassen. 

 

Prüfungsgebiete der Eignungsprüfung 

§5. (1) Als Eignungsprüfung ist eine praktische Prüfung abzulegen. Die praktische Prüfung ist an jener 

Schule abzulegen, an welcher die Aufnahme angestrebt wird, und dient der Feststellung, ob die 

Aufnahmswerberin oder Aufnahmswerber für die Anforderungen der zu vermittelnden 

berufsspezifischen Ausbildungsinhalte hinsichtlich 

1. der musikalischen Bildbarkeit, insbesondere der Fähigkeit zum Erfassen und Nachvollziehen 

von Rhythmen und Melodien sowie der Voraussetzung für die Erlernung der im Lehrplan 

vorgesehenen Instrumente, 

2. der Fähigkeit zu schöpferischem Gestalten, 

3. der körperlichen Gewandtheit und Belastbarkeit sowie 

4. der Kontakt- und Kommunikationsfähigkeit 

geeignet ist. Die Arbeitszeit darf insgesamt vier Stunden nicht überschreiten. 

 

§ 12. (1) Die Leistungen der Prüfungskandidatin oder des Prüfungskandidaten bei der praktischen 

Eignungsprüfung sind bei jedem Prüfungsteil gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 bis 4 von der Prüferin oder dem 

Prüfer zu beurteilen (Einzelbeurteilungen). Grundlage der Beurteilung der Leistungen sind die von der 

Prüfungskandidatin oder dem Prüfungskandidaten bei der Lösung der Aufgabe erwiesene Kenntnis des 

Prüfungsgebietes und Eigenständigkeit im Denken. Im Übrigen sind die Bestimmungen des § 11 Abs. 2 

und 5 bis 9, des § 12 Abs.1 Z 4 sowie der §§ 13 und 14 der Leistungsbeurteilungsverordnung, BGBl. Nr. 

371/1974, anzuwenden. 

 

§ 13 (2) Ist eine Prüfungskandidatin oder ein Prüfungskandidat an der Ablegung der praktischen 

Prüfung oder eines Prüfungsteils der praktischen Prüfung verhindert, so darf sie oder er die praktische 

Prüfung oder den betreffenden Prüfungsteil in dem auf den Wegfall des Verhinderungsgrundes 

nächstfolgenden Prüfungstermin mit neuer Aufgabenstellung nachholen. Bereits erfolgte 

Einzelbeurteilungen (§ 12 Abs. 1) behalten hiebei ihre Gültigkeit. Ist eine Prüfungskandidatin oder ein 

Prüfungskandidat jedoch nur vorübergehend verhindert, ist ihr oder ihm nach Möglichkeit Gelegenheit 

zur Fortsetzung der praktischen Prüfung, erforderlichenfalls unter neuer Aufgabenstellung, zu geben. 

     (3) Abs. 2 erster und zweiter Satz ist sinngemäß auf jene Fälle anzuwenden, in denen die 

Prüfungskandidatin oder Prüfungskandidat von der praktischen Prüfung oder von einem Prüfungsteil 

der praktischen Prüfung zurücktritt. Nach Entgegennahme der Aufgabenstellung ist der Rücktritt nicht 

mehr zulässig; die Prüfung bzw. der betreffende Prüfungsteil ist zu beurteilen. 

 


